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Die Verteidigung der Demokratie 

Gewerkschaften im Kampf  
gegen rechte Übernahme
Im Superwahljahr 2024 geht es darum, 
rechte und rechtsextreme Übernahmen in 
vielen Ländern zu verhindern. Progressive 
Resolutionen der Internationalen Arbeits-
organisation ILO, Verbesserungen durch 
das Lieferkettengesetz, Fortschritte in der 
EU stehen auf dem Spiel. Der Internationa-
le Gewerkschaftsbund IGB startet darum 
die Kampagne „Für Demokratie“.

Das hat es noch nie gegeben: Mit vier Milliarden 
Menschen ist im Jahr 2024 die Hälfte der Welt-
bevölkerung zu Wahlen aufgerufen. In mehr als 
drei Dutzend Ländern finden Präsidentschafts-
wahlen statt, in rund 20 weiteren werden neue 

Parlamente gewählt. Doch dieses Superwahljahr 
steht nach Einschätzung des Internationalen Ge-
werkschaftsbundes (IGB) unter keinem guten 
Vorzeichen. 

„Weltweit ist die Demokratie in einem kri-
tischen Zustand“, sagt IGB-Generalsekretär Luc 
Triangle. „Wir beobachten eine Zunahme von Au-
toritarismus, rechtsextremen Ideologien, schädli-
chem Einfluss von Unternehmen auf die Politik 
und die Untergrabung von Arbeitnehmer*innen-
rechten.“ Wo rechte oder autoritäre Regime Fuß 
fassen, folgt stets ein Angriff auf Freiheitsrechte 
und Gewerkschaftsarbeit. Um die Verteidiger*in-
nen dieser Rechte zu unterstützen, hat der IGB 
die Kampagne „Für Demokratie“ aufgelegt. ➜
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Angriffe auf die Rechte von Arbeitnehmen-
den nehmen überall zu, das dokumentiert der 
Globale Rechtsindex des IGB. Im Jahr 2023 er-
reichten die Verstöße neue Höchstwerte: 87 
Prozent der Länder verletzten das Streikrecht, 
79 Prozent das Recht auf Tarifverhandlungen. 
Diese Angriffe und der Anstieg wirtschaftlicher 
Ungleichheit und Unsicherheit sind nach Über-
zeugung des IGB die Hauptursachen für öffent-
liche Unzufriedenheit. Sie bieten rechtsextremen 
Gruppen einen fruchtbaren Boden.

In etlichen Ländern sind extrem rechte Par-
teien oder Rechtspopulist*innen bereits an die 
Macht gekommen – wie in Argentinien oder Ita-
lien. In anderen droht ein Rechtsruck, etwa mit 
der möglichen erneuten Wahl von Donald Trump 
zum US-Präsidenten. Auch in Indien oder Tune-
sien ist die politische Lage prekär. 

„Neu an dieser globalen Demokratiekrise 
ist, dass es kein Nord-Süd-Gefälle gibt“, sagt 
Carolin Vollmann, Expertin für Internationale 
Gewerkschaftspolitik beim Deutschen Gewerk-
schaftsbund (DGB). Früher galten die Staaten des 
Nordens als stabil. „Die Polarisierung hat auch 
in Deutschland zugenommen“, sagt Vollmann. 
Bei den Wahlen im Herbst in Sachsen, Thüringen 
und Brandenburg könnte die extrem rechte AfD 
einen großen Zuwachs bekommen. Auch hier 
stellen sich die Gewerkschaften dem drohenden 
Rechtsruck entgegen.

Der IGB hat die Kampagne „Für Demo-
kratie“ im vergangenen Dezember beschlossen. 
Im März startete er mit einem Webinar, bei dem 
Teilnehmende aus Finnland, Nigeria, den USA, 
den Philippinen und Argentinien über politische 
Bedrohungen für die Demokratie und die Aus-
wirkungen auf die Gewerkschaften berichteten.  
April, Juni und September sind Schlüsselmonate 
für die Kampagne. 

Im April steht unter anderem die Reform 
der internationalen Finanzinstitutionen wie IWF/
Weltbank im Vordergrund. Im Juni geht es um 
die Verteidigung der Arbeitnehmer*innenrech-
te, dann wird der IGB den Globalen Rechtsindex 
2024 veröffentlichen. Auf die Reform internatio-
naler Strukturen rund um den UN-Zukunftsgipfel 
konzentriert sich die Kampagne im September.

Der IGB fürchtet, dass ein Rechtsruck in 
vielen Ländern auch Auswirkungen auf Gremien 
wie die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 
hat, eine Sonderorganisation der UN. Die ILO 
ist wichtig, weil sie internationale Mindeststan-
dards bei Arbeitsrechten festlegen kann. Sollte Autorin: Anja Krüger ist Journalistin und lebt in Berlin.

seit seiner Amtsübernahme, staatliche Institutio-
nen und Leistungen rasch und rabiat abzubauen. 
Er schränkt Arbeits- und Freiheitsrechte ein, kürzt 
staatliche Hilfen und hebt Preiskontrollen auf – 
trotz einer immensen Inflation bei nicht entspre-
chend gestiegenen Löhnen. 

„Argentinien ist ein Laboratorium für eine 
neue Idee von Sozial- und Wirtschaftspolitik, die 
es in dieser Radikalität noch nicht gegeben hat“, 
sagt Svenja Blanke, Leiterin des FES-Büros in Ar-
gentinien. Der Widerstand gegen Milei ist groß, 
mit Großdemonstrationen und Generalstreiks 
kämpfen die Verteidiger*innen der Demokratie 
gegen seine Vorhaben. „Die Gewerkschaften 
sind ein Bollwerk und ein wichtiger Partner für 
andere Bewegungen, um das bisher Erreichte zu 
schützen“, sagt sie. „Argentinien ist eines der 
wenigen lateinamerikanischen Länder, die noch 
starke Gewerkschaften haben.“ Da Milei keine 
parlamentarische Mehrheit hat, kann er immer-
hin nicht all seine Pläne einfach umsetzen. (sie-
he Seite 6)

Eines könnten Demokrat*innen in anderen 
Ländern aus der Erfahrung in Argentinien lernen, 
meint Blanke. Man müsse rechtspopulistische 
Kandidat*innen und ihre Ankündigungen ernst 
nehmen, mögen sie auch noch so skurril oder lä-
cherlich wirken. Blanke: „Wir müssen uns vor-
stellen können, dass sie gewählt werden, sonst 
haben wir schon verloren.“

»Wo Demokratie erfahren wird,  
wird sie auch gewertschätzt.«

Mirko Herberg, FES 
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die Gruppe nationalistischer und autoritärer Re-
gierungen wachsen, wird das schwerer fallen. 
„Wenn der Anteil demokratischer Länder in der 
UN abnimmt, ist es schwieriger, progressive Re-
solutionen durchzusetzen“, sagt Mirko Herberg, 
Leiter der Abteilung Internationale Gewerk-
schaftspolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES). 
Zwar wird der Verwaltungsrat nur alle drei Jahre 
neu gewählt, aber bei der jährlichen Internatio-
nalen Arbeitskonferenz sind die neuen Regierun-
gen sofort stimmberechtigt.

Auch die transnationale Gewerkschafts-
arbeit wird durch Verschiebungen nach rechts 
beeinträchtigt, sagt Herberg. Das gilt etwa bei 
grenzüberschreitender Arbeit im Zuge des neuen 
Lieferkettengesetzes – ein Instrument, mit dem 
die Hoffnung verbunden wird, Arbeitsstandards 
im Globalen Süden deutlich verbessern zu kön-
nen. „Ein weiterer Rechtsruck würde bedeuten, 
dass dieses Instrument deutlich abgeschwächt 
werden könnte“, sagt er. Viele Länder hätten 
sich auf den Weg gemacht, etwas zu verbessern. 
„Dieser Prozess ist in Gefahr.“

Sollte es bei den kommenden Europawah-
len zum befürchteten Erstarken rechter und 
rechtspopulistischer Parteien kommen, wird es 
künftig auch noch schwieriger, fortschrittliche 
Regeln auf EU-Ebene durchzusetzen, erwartet 
Herberg. Ein wichtiger Schritt gegen den Rechts-
drift ist seiner Überzeugung nach, dass Gewerk-
schaften um Mitbestimmung kämpfen und Be-
schäftigte organisieren. „Wo Demokratie erfah-
ren wird, wird sie auch gewertschätzt“, sagt er. 

In Ländern wie Argentinien ist zu sehen, 
wie schnell die Wahl eines rechtspopulistischen 
Kandidaten fatale Folgen hat. Der Ende 2023 
gewählte Präsident Javier Gerardo Milei versucht 

Kampagne gegen den Rechtsruck, Infos unter: 
https://www.ituc-csi.org/ituc-launches-for-democracy-campaign?lang=en

https://www.ituc-csi.org/ituc-launches-for-democracy-campaign?lang=en
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Die Verteidigung der Demokratie: Der Kommentar

Globaler sozialer Fortschritt  
braucht ein soziales Europa

Das EU-Parlament wird gewählt. Ist das 
wichtig? Ja, denn die Wahlen entschei-
den darüber, wie demokratisch, sozial und 
nachhaltig Europa künftig aufgestellt ist. 
Und sie bestimmen, wie fair und solida-
risch die Zusammenarbeit mit dem Glo-
balen Süden sein kann – und damit über 
Leben und Chancen der dort Arbeitenden. 
 
In vielen Ländern sehen wir eine Abkehr von 
der Idee der liberalen Demokratie. Während in 
europäischen Staaten teilweise rechtsnationale 
Regierungen die Abkehr von Zusammenarbeit 
und Solidarität proben, sieht es im Globalen Sü-
den oft ähnlich aus: Schwellenländer mit und 
ohne populistische Rechtsregierungen wenden 
sich von der EU ab und suchen den Schulter-
schluss mit autokratischen Regimen wie China 
und Russland. Die Vorteile der liberalen Demo-
kratie geraten ins Hintertreffen, auch weil Euro-
pa soziale Herausforderungen auf dem eigenen 
Kontinent nicht oder nicht schnell genug in den 
Griff bekommt.

Die Europäische Union muss die Partnerin 
sein, auf die Länder im globalen Süden bauen, 
um die Herausforderungen der Zukunft zu meis-
tern. Wie lässt sich eine solidarische Zusammen-
arbeit auf Augenhöhe umsetzen?

Dazu kann auch ein europäisches Lieferket-
tengesetz beitragen. Denn anders als von Kon-
servativen und Liberalen vermutet, ist ein faires 
Lieferkettengesetz keine westliche Großzügig-
keit. Es geht auch nicht um linke Wirtschafts-
feindlichkeit, von der andere gerne träumen. Im 
Gegenteil: Ein faires, europäisches Lieferketten-
gesetz kann die gegenseitigen Handelsbeziehun-
gen stärken, sichern und nachhaltiger gestalten. 

Dass die EU-Mitgliedsländer sich jetzt endlich 
auf ein Lieferkettengesetz geeinigt haben, lässt 
aufatmen. Der beschlossene Gesetzestext lässt 
gegenüber den ersten Entwürfen jedoch deutlich 
Federn. Das liegt vor allem an der Blockadehal-
tung der FDP und damit Deutschlands.  

Betriebe müssen Verantwortung für ihre Zu-
lieferer übernehmen. Als Volkswirtschaft Europa 
müssen wir Verantwortung für globale Zusam-
menhänge übernehmen, anstatt uns dieser Ver-
antwortung zu entziehen. Europa muss vorweg 
gehen – und andere Regionen dazu anspornen, 
sich mit auf den Weg zu gerechterem Handel(n) 
zu machen.

Allerdings: Verständnis für Lieferkettenge-
setze und globale Solidarität kann nur erreicht 
werden, wenn die EU ihre Hausaufgaben auf dem 
eigenen Kontinent macht. Die Transformation un-
serer Wirtschaft muss ein Gemeinschaftsprojekt 
sein. Denn die sozial-ökologische Transformation 
ist nicht nur notwendig, sondern kann auch das 
Werkzeug sein, Ungerechtigkeiten zu beenden. 
Die Energiewende und die Förderungen von In-
novation in besonders betroffenen Regionen der 
Transformationen wollen finanziert werden. Es 
braucht eine EU, die erkennbar als Vorbild vor-
anschreitet. Ein Kurswechsel in der europäischen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik ist überfällig.

Wenn wir in Zukunft eine Europäische Union 
wollen, die sich glaubhaft globalen Fragen widmen 
kann, müssen die sozialen Herausforderungen in 
Europa gelöst werden. Als Bundesjugendsekretär 
der DGB-Jugend erlebe ich, welche Hoffnungen 
Jugendliche in die Europäische Union setzen. Lei-
der wurden diese Hoffnungen allzu oft enttäuscht. 
Mit den Errungenschaften der früheren Jahrzehnte 
lässt sich heute niemand mehr begeistern. 

Europa kann Standards setzen, damit junge Menschen überall gut arbeiten können – etwa mit der Lieferkettenrichtlinie
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Diese Aufgabe muss Europa annehmen. Da-
für ist es nötig, die Wirtschafts- und Arbeitszu-
sammenhänge in der EU gerecht zu gestalten. 
Privatisierungen von Schlüsselbetrieben sowie 
öffentlichen Einrichtungen müssen von der Regel 
zum Tabu werden. Wir haben in der Vergangen-
heit gesehen, dass Europa gerade junge Men-
schen begeistern kann. Davon ist den letzten 
Jahren wenig zu spüren. 

Die Lösung zentraler Herausforderungen 
kann das Vertrauen in Europa stärken. Europa 
muss sozialer werden. Konkret heißt das, dass 
die EU-Mindestlohnrichtlinie schnell umgesetzt 
werden muss. Von einem höheren Mindestlohn 
und mehr Tarifbindung werden auch Beschäf-
tigte in Deutschland profitieren. Gleiches Geld 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort muss Realität 
werden. Die Ausbeutung von Arbeitsmigrant*in-
nen muss enden, damit die EU der starke Motor 
für sozialen Fortschritt werden kann.

Viele junge Menschen können mit Erasmus 
Europa kennenlernen und im Ausland studieren. 
Für Auszubildende ist das oft mit hohen Hürden 
verbunden. Zwar besteht für sie die Möglichkeit, 
Erasmus-Förderung für Praktika im Ausland wäh-
rend der Ausbildung zu beantragen, die Umset-
zung ist allerdings kompliziert. Schulen und Be-
triebe müssen in die Lage versetzt werden, Aus-
zubildende dabei wirksam zu unterstützen. Wenn 
diese Maßnahmen umgesetzt werden, gewinnt 
Europa. Junge Menschen müssen von Europa pro-
fitieren, egal welchen Bildungsweg sie nehmen. 

Ein soziales Europa ist nur ohne Schwarze 
Null und Schuldenbremsen zu machen. Ein Ende 
der Sparpolitik und die Einführung einer europa-
weiten Transaktionssteuer können die Mittel frei-
setzen, die für so eine Politik benötigt werden. Das 
Geld ist da – es muss nur gerechter verteilt werden.

Bei der Europawahl am 9. Juni kommt es 
darauf an, Europa sozial zu gestalten, damit Eu-
ropa wiederum sozialen Fortschritt global gestal-
ten kann.

Autor: Kristof Becker ist 
Bundesjugendsekretär der 
DGB-Jugend. Fo
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»Ein soziales Europa ist nur ohne 
Schwarze Null und Schuldenbremsen 

zu machen.« 
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Die Verteidigung der Demokratie: Brasilien

Wiederaufschwung nach dem 
rechtsextremen Populismus

der anstehenden Veränderungen wie Energie-
wende oder Digitalisierung werden.“

Solche Übereinstimmungen wie auch den 
Optimismus von Antônio Lisboa hat es in Brasi-
lien viele Jahre lang nicht gegeben. Erst seit Ja-
nuar 2023 hat der frühere Gewerkschafter Lula 
das Präsidentenamt wieder inne, nachdem er die 
Wahl sehr knapp gegen den Rechtsextremisten 
Jair Bolsonaro gewonnen hatte. Bolsonaro hat-
te Brasilien in seinen vier Regierungsjahren auf 
einen streng neoliberalen Kurs gebracht und war 
mit Fakenews sowie fragwürdigen Gesetzesini-
tiativen gegen Gewerkschaften und soziale Be-
wegungen vorgegangen.

Fernando Lopes erinnert diese Zeit als „bru-
talen Angriff“ auf alle Arbeitenden: „Ziel war die 
Zerstörung von sozialen Rechten, der gewerk-
schaftlichen Organisierung und aller Dialogmög-
lichkeiten.“ Lopes ist Ingenieur beim Stahlkocher 
Gerdau im nordostbrasilianischen Bundesstaat 
Bahia und seit über 35 Jahren im Dachverband 
der Metallgewerkschaften CNM (Confederação 
Nacional dos Metalúrgicos) sowie noch nicht 
ganz so lange auf internationaler Ebene bei In-
dustriALL aktiv. 

Die Rückschritte in seinem Land hätten be-
reits 2016 begonnen, sagt Lopes. Damals wur-
de Präsidentin Dilma Rousseff durch einen par-
lamentarischen Putsch gestürzt und durch den 
konservativen Michel Temer ersetzt. Damit setzte 
eine breite Allianz rechter Kräfte den 14 Regie-
rungsjahren der Arbeiterpartei PT ein Ende, die 
Lula 2003 mit seinen ersten beiden Amtszeiten 

Autor:  Andreas Behn lebt seit mehr als 15 Jahren in 
Brasilien und schreibt genauso lange über das Land. 

eingeläutet hatte. Temer brachte gleich nach sei-
ner Amtsübernahme eine Arbeitsrechtsreform auf 
den Weg, die die Rechte von Arbeitnehmenden 
mittels Flexibilisierungen bis heute beschneidet. 
Zudem griff die Reform in die Finanzierung ge-
werkschaftlicher Arbeit ein, so dass den Vertre-
tungen der Arbeitnehmenden rund 80 Prozent 
ihrer Einnahmen wegbrachen.

Auch für Lopes ist Lulas dritte Amtszeit ein 
Grund für Optimismus. „Die Demokratie ist zu-
rück und Dialog wieder möglich.“ Doch Rea-
lismus sei jetzt wichtig, denn Lula habe keine 
Mehrheit im Kongress und sei deswegen ge-
zwungen gewesen, viele rechte Minister in sein 
Kabinett aufzunehmen. „Nach 14 Monaten Lula 
gibt es bereits viele kleine Fortschritte, wir sind 
also auf dem richtigen Weg. Aber wir müssen 
noch viel mehr erreichen, und dafür müssen wir 
weiterkämpfen“, sagt der Metallgewerkschafter.

Auch der im Februar erschienene Gewerk-
schaftsmonitor der Friedrich Ebert Stiftung (FES) 
bescheinigt der Lula-Regierung erste Erfolge im 
Bereich Arbeitspolitik. Etwa die Erhöhung des 
Mindestlohnes sowie Maßnahmen gegen Skla-
verei ähnliche Arbeitsverhältnisse, die in dem 
südamerikanischen Land immer wieder Schlag-
zeilen machen. Zugleich konstatiert die FES, dass 
die Gewerkschaftslandschaft hoch fragmentiert 
ist und bislang noch kein Rezept gegen die seit 
Jahren bestehende Deindustrialisierung gefun-
den habe.

Stolz ist Lopes auf die Widerständigkeit 
der brasilianischen Gewerkschaften: „Es ist ih-
nen gelungen, sich neu zu erfinden!“ Sie hätten 
erkannt, dass es für gewerkschaftliche Aktivität 
keine Komfortzonen gebe, nicht unter rechten, 
aber auch nicht unter linken Regierungen. „Auch 
wenn wir die Wahl Lulas aktiv unterstützt haben, 
müssen wir immer in Habachtstellung sein. Was 
wir erreichen, hängt ausschließlich von uns ab, 
geschenkt bekommen wir nichts“, sagt Lopes.

Einen langen Atem haben ist denn auch 
sein Rat an gewerkschaftliche Kolleg*innen in 
anderen Ländern. Es sei wichtig, stets Autonomie 
gegenüber Regierungen und Parteien zu wahren, 
auf die Organisierung der Arbeitenden zu set-
zen und auf eine Politisierung derjenigen, deren 
Rechte auf dem Spiel stehen, sagt Lopez. „Und 
ganz wichtig ist internationale Solidarität – die 
haben wir in Brasilien während der sechs schwie-
rigen Jahre sehr intensiv wahrgenommen.“

Die Angriffe des Temer- und des Bolsona-
ro-Regimes haben die brasilianischen Ge-
werkschaften nicht entmutigen können. 
Stattdessen haben sie ihre Lehren gezo-
gen und sich neu erfunden. Geholfen ha-
ben die Politisierung der Arbeitenden, lan-
ger Atem und internationale Solidarität. 

Soziale Themen stehen in Brasilien wieder auf der 
öffentlichen Agenda. Präsident Luiz Inácio Lula 
da Silva hat die Verminderung der Ungleichheit 
und den Kampf gegen Hunger ganz oben auf die 
Tagesordnung des diesjährigen G20-Gipfeltref-
fens gesetzt, dessen Gastgeber er ist. Und die  

Gewerkschaften nutzen die Struktur dieses Regie-
rungsdialogs der 20 größten Wirtschaftsnationen. 
Bei der Auftaktveranstaltung der Labour 20-Ar-
beitsgruppe (L20) in São Paulo forderten sie Ende 
März einen „neuen Sozialpakt“ und eine „neue 
Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft“, um 
eine gerechte und nachhaltige Welt zu schaffen.

„Wir erwarten, dass unsere Positionen bei 
den Debatten ernst genommen werden und auch 
Eingang in das G20-Abschlussdokument finden“, 
erklärt Antônio Lisboa, Sekretär für internationale 
Beziehungen des brasilianischen Gewerkschafts-
dachverbandes CUT (Central Única dos Trabalha-
dores). Als Koordinator der L20-Gruppe in Brasili-
en betont er, dass die Interessen der Gewerkschaf-
ten und die Agenda der Regierung im Kontext der 
G20 viele Parallelen aufweisen. „Diese Überein-
stimmung müssen wir nutzen, damit die Arbei-
terinnen und Arbeiter nicht die Leidtragenden  

»Wir müssen immer  
in Habachtstellung sein.«

Gewerkschafter Lopes

Bei den Protesten gegen die Politik von Ex-Präsident Bolsonaro waren die Gewerkschaften immer ganz vorne dabei
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Verteidigung der Demokratie: Mexiko

Radikaler Wechsel – noch vor  
allem auf dem Papier

In den vergangenen vier Jahren hat der 
linke Präsident Andrés Manuel López 
Obrador begonnen, das Arbeitsrecht in 
Mexiko zu verbessern und die Gewerk-
schaften zu demokratisieren. Bei den nun 
anstehenden Wahlen kommt es darauf an, 
eine*n Nachfolger*in zu finden, der*die 
diesen Weg fortsetzt. 

Es war der erste Streik, den das Audi-Werk im 
südmexikanischen Bundesstaat Puebla erlebte: 
Fast einen Monat lang legten die Beschäftig-
ten Anfang des Jahres 2024 ihre Arbeit nieder, 
bis sich die Unternehmensleitung Mitte Februar 
auf eine Lohnerhöhung von 10,2 Prozent ein-
ließ. Zwei Drittel der Arbeiter*innen entschieden 
sich in einer Abstimmung dafür, den Vorschlag 
anzunehmen. Damit gab die unabhängige Ge-
werkschaft Sitaudi die Marschroute für zahlrei-
che Beschäftigte Mexikos vor. Denn die Fahr-
zeugindustrie gilt bei vielen Arbeitskämpfen als 
Orientierung.

Auch Präsident Andrés Manuel López Obra-
dor sprach von einer „sehr guten Nachricht“. 
In dem Streik hätten sich die Regeln des neu-
en Handelsabkommens zwischen Kanada, USA 
und Mexiko (T-Mec) positiv niedergeschlagen, 
betonte der linke Staatschef. Der 2020 in Kraft 
getretene Vertrag verpflichtete seine Regierung 
zu Änderungen im Arbeitsrecht und einer Demo-
kratisierung der Gewerkschaften. Nach einer Ar-
beitsreform dürfen Beschäftigte nun ohne Einmi-
schung der Arbeitgeber*innen entscheiden, wel-
cher Gewerkschaft sie beitreten. Zudem muss die 
Regierung sicherstellen, dass die Arbeiter*innen 
hinter ihren Vertreter*innen stehen, Einblick in 

Konservativen“, darstellt, sein sozialpolitischer 
Kurs verantwortlich. So ließ er den Mindestlohn 
um 110 Prozent erhöhen und sorgte dafür, dass 
alleinerziehende Frauen, Familien mit Personen 
mit Behinderung sowie Menschen über 65 Jahre 
finanzielle Unterstützung erhalten.

Die Gewerkschaften spielen in dieser Ent-
wicklung eine ambivalente Rolle. Manche ste-
hen immer noch der ehemaligen Staatspartei PRI 
nahe, andere Morena. Vor allem in den großen 
nationalen Verbänden dominieren weiterhin alte 
Strukturen. Das nutzt auch Morena, deren Politi-
ker*innen oft dem korporatistischen PRI-System 
entstammen. 

So stellt sich die Gewerkschaftsführung 
des parastaatlichen Erdölunternehmens Pemex 
im Wahlkampf hinter Sheinbaum. Der Leiter der 
Lehrergewerkschaft SNTE tritt sogar als Kandidat 
der Partei für den Senat an. Das führt dazu, dass 
die Verbände mit großen Kontingenten an Shein-
baums Wahlkampfveranstaltungen teilnehmen. 
Ob die Gewerkschafter*innen aus freien Stücken 
erscheinen, ist nicht ausgemacht. Auch heute 
noch ist es in vielen Verbänden üblich, dass Kre-
dite oder Sozialleistungen an entsprechende Lo-
yalität gebunden sind.

Da die Gewerkschaftsführer*innen jahr-
zehntelang vor allen in die eigene Tasche gewirt-
schaftet haben, sind viele Arbeiter*innen skep-
tisch. „Sie wissen nicht, zu was die Gewerkschaf-
ten gut sein sollen, weil sie bislang zu nichts ge-
taugt haben“, resümiert Politikwissenschaftlerin 
Graciela Bensusán. Zugleich bemühten sich Un-
ternehmer*innen weiterhin, die Verbände wie 
früher zu kontrollieren.

Über die Hälfte der Arbeitenden ist oben-
drein im informellen Sektor tätig, nicht sozial- 
oder rentenversichert und verfügt über keine ver-
brieften Arbeitsrechte. Für diese Menschen sind 
López Obradors Sozialleistungen bedeutsamer 
als gewerkschaftliche Freiheiten und Tarifverein-
barungen. Dennoch sind sich viele Expert*innen 
einig, dass die Morena-Regierung mit der Ar-
beitsreform richtige Schritte gegangen ist. „Der 
institutionelle Wechsel ist auf dem Papier radikal, 
auch wenn er in der Realität noch nicht umge-
setzt wurde”, erklärt Bensusán. 

Sollte Sheinbaum die Wahl gewinnen und 
diesen Weg weitergehen, wird sie als erstes weib-
liches Staatsoberhaupt nicht nur den Unterneh-
mer*innen, sondern auch den alten Mächtigen in 
den Gewerkschaften die Stirn bieten müssen.

Autor:  Wolf-Dieter Vogel ist Journalist, er lebt und 
arbeitet in Mexiko.

ausgehandelte Kollektivverträge haben und per 
Abstimmung über diese entscheiden können.

Angesichts der langen Geschichte von Ge-
werkschaften, deren Vorsitzende im Interesse der 
Unternehmensleitung agierten und Millionengel-
der veruntreuten, erscheinen die Vorgaben gera-
dezu revolutionär. Über viele Jahrzehnte hinweg 
waren die Verbände in ein korporatistisches Sys-
tem eingebunden, in dem die Staatspartei PRI, 
Arbeiter- und Bauernorganisationen, Unterneh-
men sowie Militärs Hand in Hand und äußerst 
korrupt das Land regierten. López Obrador hat 
den Kampf gegen die Korruption ganz oben auf 
seine Agenda gesetzt. Auch deshalb resümierte 
er nach Abschluss des T-Mec-Abkommens: „Was 
vereinbart wurde, ist gut für Mexiko.“

Über fünf Jahre ist der Linkspolitiker bereits 
im Amt, und noch immer stehen knapp 60 Pro-
zent der Bevölkerung hinter ihm. Da die Verfas-
sung keine zweite Amtszeit vorsieht, kann López 
Obrador nicht mehr antreten, wenn am 2. Juni 
ein neues Staatsoberhaupt gewählt wird. Doch 
dank seiner Popularität hat die Kandidatin seiner 
Morena-Partei, Claudia Sheinbaum, mit Abstand 
die größten Gewinnchancen. Dafür ist neben sei-
ner populistischen Rhetorik, mit der er sich als 
Kämpfer gegen „die da oben“, die „korrupten 

Wird sie Präsidentin und die Antikorruptionspolitik fortsetzen? Claudia Sheinbaum beim Auftakt ihrer Wahlkampagne 

Fo
to

: E
ne

as
 D

e 
Tr

oy
a/

fli
ck

r C
C 

BY
 2

.0
 D

ee
d

Gewinnt Sheinbaum die Wahl,  
wird sie als erstes weibliches  
Staatsoberhaupt den alten  

Mächtigen in den Gewerkschaften  
die Stirn bieten müssen. 
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Verteidigung der Demokratie: Argentinien

»Mit dieser Regierung gibt es keinen Dialog«

In Argentinien wird der gewerkschaftli-
che Organisierungsgrad auf 35 Prozent 
der arbeitenden Bevölkerung geschätzt 
– so hoch wie in ganz Amerika sonst nur 
in Brasilien und Uruguay. Doch auf den 
Präsidenten, den Rechtspopulisten Javier 
Milei, könnten die Gewerkschaften nicht 
zählen, wohl aber auf die kleinen und mit-
telständischen Unternehmen, Studierende 
und Kirchen, sagt Gewerkschafter Adolfo 
Aguirre.

Nord | Süd news: Adolfo Aguirre, der libertäre 
argentinische Präsident Javier Milei war gera-
de 45 Tage im Amt, als die Gewerkschaften am 
24. Januar ihren ersten Generalstreik machten. 
Wieso ging das so schnell?

Adolfo Aguirre: Der Präsident hat ein De-
kret mit Änderungen und Reformen erlassen, das 
de facto auf eine Verfassungsreform hinausläuft. 
Ein Kapitel schränkt nicht nur das Streikrecht und 
die Gewerkschaftsfreiheit ein. Es sieht auch Än-
derungen vor, die gegen internationale Normen 
und Abkommen verstoßen, die Argentinien als 
Mitglied der Internationalen Arbeitsorganisation 
ILO ratifiziert hat. Derzeit ist dieses Kapitel durch 
eine einstweilige Verfügung außer Kraft. Das ist 
zunächst ein Etappensieg. Jetzt muss der Oberste 
Gerichtshof die Verfassungsmäßigkeit überprüfen.

Dennoch scheinen die Gewerkschaften in der 
Defensive. Milei hat verlangt, in Ministerien, 
Behörden, staatlichen Einrichtungen 15 Pro-
zent der Stellen zu streichen. Behörden oder 
Institute werden geschlossen oder auslaufende 
Verträge nicht verlängert.

Nach einem Regierungswechsel wird immer 
ein Teil des Personals ausgetauscht, und wichtige  

Posten werden mit den eigenen Leuten der neuen  
Regierung besetzt. Das ist zunächst nichts Un-
gewöhnliches. Dazu hat es immer einen Dialog 
zwischen Regierung und Gewerkschaften ge-
geben. Die Lösung bestand in der Regel darin, 
die Arbeitsplätze mittels einer befristeten Ver-
längerung der Arbeitsverträge zu erhalten. Mit 
dieser Regierung gibt es keinen Dialog, we-
der mit Präsident Milei noch mit den einzelnen  
Ministerien. 

Warum verweigert die Regierung den Dialog?
Mileis rigorose Sparpolitik und sein Hass 

auf alles Staatliche machen es unmöglich. Der 
Präsident nutzt sie zugleich, um Angst zu verbrei-
ten und Solidaritätsaktionen zu verhindern. Nie-
mand weiß, ob er auf der Kündigungsliste steht, 
denn die Betroffenen erfahren erst mit dem Kün-
digungsbescheid, dass sie nicht mehr beschäftigt 
sind. Für die Gewerkschaften geht es jetzt dar-
um, diesen Konflikt mit Protestaktionen öffent-
lich sichtbar zu machen.

Gewerkschafter*in zu sein, ist oft gefährlich. 
Wie ist das in Argentinien?

Während der letzten Militärdiktatur 1976 
bis 1983 war die Aggression der dominanten 
Klasse direkt auf die Eliminierung der Gewerk-
schaften gerichtet. Die Zahl der Opfer ist hoch. 
Es wird geschätzt, dass 60 Prozent der Ver-
schwundenen Gewerkschafter*innen oder Ge-
werkschaftsmitglieder waren. Seit der Rückkehr  
zur Demokratie wurde das Kräftemessen in  
Arbeitsrechts- oder Tarifkonflikten ohne Kugeln, 
ohne Verfolgung, aber auch ohne Stigmatisie-
rung geführt. Unter der neuen Regierung neh-
men jedoch die Angriffe gerade in Form von Stig-
matisierungen zu.

2023 feierte Argentinien den 40. Jahrestag der 
Rückkehr zur Demokratie. Seit 1983 ist das Mi-
litär zurück in den Kasernen. Wahlergebnisse 
werden anerkannt und haben wiederholt zu 
Regierungswechseln geführt. Ist die Demokra-
tie inzwischen gefestigt?

Die Bevölkerung hat Regierungen ins Amt 
gewählt und auch wieder abgewählt. Dennoch, 
egal wer die jeweilige Wahl gewinnt, die Sieger 
sind immer die wirklichen Eigentümer des Reich-
tums des Landes, die Bergbauunternehmen und 
die Agrarexporteure. Auch wenn es im Laufe der 
Jahre Änderungen gegeben hat, wurde das nie in 
Frage gestellt. In einem Land, in dem mittlerwei-
le die Hälfte der Bevölkerung unterhalb der Ar-
mutsgrenze lebt und die Arbeitslosigkeit steigt, 
müsste die Verteilung des Reichtums zur Debat-
te stehen.

Und doch hat Javier Milei die Präsidentschafts-
wahl gerade mit den Stimmen aus den ärme-
ren Schichten gewonnen.

Ich hätte mir nie vorstellen können, dass 
wir eines Tages von einem selbsternannten An-
archokapitalisten regiert werden würden. Offen-
sichtlich gibt es aber einen Wandel in der Bevöl-
kerung, die bei der letzten Wahl eine Linie über-
schritten hat, die sie vor einigen Jahren noch 
nicht überschritten hätte. Die These, dass sich 
das Volk niemals irrt, eignet sich offensichtlich 
nicht für die Epoche, in der wir leben. 

Auf welche Verbündeten können die Gewerk-
schaften zählen?

Vor allen auf die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmer. Sie sind weder Spekulanten 
noch Exporteure, und ihre Unternehmen produ-
zieren in der Regel für den heimischen Markt. 
Sie schaffen Arbeit, und zwar gewerkschaftlich 
organisierte Arbeit. Das ist ein starkes Bünd-
nis. Dazu kommen die Organisationen der Stu-
dierenden. Und wir haben einen guten Dialog 
mit der Kirche, vor allem dort, wo es um soziale  
Ungleichheit geht, denn wir alle wollen soziale 
Gerechtigkeit.

„Eigentlich müsste die Verteilung des Reichtums zur Debatte stehen.“ – Adolfo Aguirre
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Interviewter: Gewerkschafter Adolfo Aguirre ist Sekre-
tär für internationale Beziehungen und Koordinator 
für Industriearbeiter beim Gewerkschaftsdachverband 
„Central de Trabajadores de la Argentina Autónoma“ 
(CTAA), in dem hauptsächlich informelle Arbeiter und 
Arbeitssuchende organisiert sind.
Interviewer: Jürgen Vogt ist Journalist und lebt in 
Buenos Aires.
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Aus den Projekten

Gemeinsam für sichere  
Grundversorgung und Gute Arbeit

Wenn in Uganda wieder einmal der Strom 
ausfällt oder der Müll in den Straßengrä-
ben verrottet – dann hat das auch damit 
zu tun, dass diese Dienstleistungen vor 
Jahrzehnten privatisiert wurden. Das DGB 
Bildungswerk unterstützt ein Projekt, das 
hier und in anderen afrikanischen Ländern 
Bedingungen für Gute Arbeit entwickeln 
will.

In Ugandas Hauptstadt Kampala sammelt sich 
überall entlang der Straßen Müll in den Abfluss-
rinnen. In der Regenzeit wird er zur tödlichen 
Falle: Denn sobald nach einem Schauer die Was-
sermassen die Hügel hinunter donnern, verstopft 
der Unrat die Kanalisation. Straßen werden über-
schwemmt, Autos und Fußgänger davon gespült. 
Der Müll sei die Hauptursache für zahlreiche To-
desfälle in den urbanen Zentren des Landes, er-
klärte kürzlich die Umweltbehörde NEMA. Die 
Lage bei der Müllentsorgung, die ursprünglich 
einmal eine staatliche Aufgabe war – unhaltbar. 

Wie andere Länder Afrikas durchlebte 
Uganda in den 1980er Jahren eine Schulden-
krise. Der Staat, bankrott durch weltweit hohe 
Ölpreise und einen internen Bürgerkrieg, konnte 
sich seine eigenen Beamt*innen nicht mehr leis-
ten. Internationale Kreditinstitute wie die Welt-
bank und der Internationale Währungsfonds be-
standen darauf, dass Uganda und andere Staa-
ten Teile ihrer Dienstleistungen privatisierten, um 
diese kosteneffizienter zu machen.  

In Uganda traf es 1999 zunächst die Strom-
versorgung. Ausländische Investoren kamen 
ins Land, die nicht nur die Stromgewinnung, 
sondern auch den Vertrieb in ihre Hände nah-
men. Die Kosten legten sie langfristig auf ihre 

Kund*innen um: Zum Zeitpunkt der Privatisie-
rung kostete eine Einheit Strom rund 300 ugan-
dische Schilling, derzeit sind es 900 Schilling. 

Weil Investitionen etwa in neue Leitungen 
in die Armenviertel oder in die abgelegenen Dör-
fer auf dem Land ausblieben, musste die Regie-
rung sogenannte Trust Fonds aufsetzen. Allein 
zwischen 2005 und 2012 subventionierte sie die 
Privatunternehmen so mit umgerechnet insge-
samt 600 Millionen US-Dollar allein im Strom-
sektor. Mittlerweile wird hier mehr als genug 
Strom für die gesamte Bevölkerung produziert, 
doch nicht einmal die Hälfte des Landes verfügt 
über Leitungen. So muss ein Großteil der Energie 
in die Nachbarländer exportiert werden, um das 
Netz nicht zu überlasten – eine absurde Situati-
on. Deswegen hat die Regierung 2022 einen Teil 
der Privatisierung zurückgenommen. 

Ziel der privaten Investoren sei es nur ge-
wesen, den Profit zu erhöhen, entsprechend 
schlecht seien auch die Bedingungen der dort 
Beschäftigten, die teilweise Wiederverstaatli-
chung sei deshalb „ein großer Erfolg, nicht nur 
für die Gewerkschaften, sondern für alle Ugan-
der, denn jeder ist ein Stromkonsument”, sagt 
Everline Aketch. Aketch ist bei Public Services 
International (PSI) zuständig für die Projekte im 
englischsprachigen Afrika. PSI wiederum ist der 

globale Verbund von mehr als 700 Gewerkschaf-
ten der Öffentlichen Dienste, die über 30 Millio-
nen Mitglieder in 154 Ländern vertreten – und 
Partner des DGB Bildungswerks. 

In einem gemeinsamen Projekt arbeiten sie 
mit den lokalen Gewerkschaften aus den Sekto-
ren Wasser, Strom und Müll in Botswana, Kenia, 
Nigeria und eben Uganda daran, die Arbeitsbe-
dingungen transparent zu machen und zu ver-
bessern. Sie erstellen Materialien für Kampagnen 
und Bildung, unterstützen sie bei Lobby-Strate-
gien. Zudem vernetzen sie die verschiedenen Or-
ganisationen national und international unterei-
nander und mit anderen, noch nicht oder nicht 
mehr organisierten Beschäftigten entlang der 
Wertschöpfungsketten, aber auch mit staatli-
chen Stellen und zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen. Gemeinsam entstanden so Kampagnen 
„für eine für alle verfügbare Grundversorgung 
und menschenwürdige Arbeitsbedingungen” in 
den dafür zuständigen Sektoren. 

Dabei wurde vor allem offensichtlich, wie 
unterschiedlich die Arbeitsbedingungen waren. 
Die ugandischen Wasser- und Abwasserbetrie-
be sind noch vollständig in öffentlicher Hand, sie 
wurden nie privatisiert. Dort sind die Beschäftig-
ten fast zur Hälfte in Gewerkschaften organisiert 
und verfügen über Schutzausrüstung wie Hel-
me, Handschuhe, Arbeitskleidung. Im Abfallsek-
tor sieht das anders aus. Die Arbeiter*innen sind 
kaum organisiert, Ausrüstung ist Mangelware. 
Die Müllentsorgung ist seit 2001 fast vollstän-
dig privatisiert.  

Die Schmutzarbeit auf den Straßen oder das 
Säubern der Fahrbahnränder wird meist zu Dum-
pingpreisen an prekäre Menschen outgesourced: 
an alte Witwen, die keine Rente haben, an jun-
ge Männer ohne Schulabschluss, die Müll ohne 
Handschuhe einsammeln müssen, Menschen, die 
sich ohnehin am unteren Ende der Gesellschaft 
befinden. „Und sie werden dann auch noch 
ausgebeutet, ohne ein Minimum an Schutzklei-
dung“, so Aketch. 

Dabei setzen in Anbetracht des Klimawan-
dels und des hohen Ressourcenverbauchs inter-
nationale Geldgeber immer mehr auf Recycling. 
„Wenn die Regierung hier in Technologie inves-
tieren würde, die Recycling ermöglicht und durch 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen diese Jobs 
attraktiver machen würde, dann wäre das Land 
automatisch auch viel sauberer“, so Aketch. 

Kampagne für Gute Arbeit im Abfallsektor Kenias: Arbeiter*innen mit Schutzausrüstung

Fo
to

: P
SI

Autorin: Simone Schlindwein ist Journalistin, sie lebt 
und arbeitet in Kampala.

Die Schmutzarbeit wird zu  
Dumpingpreisen outgesourced,  
etwa an alte Witwen, die keine  

Rente haben.
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Die Bewegung um 
Daniel Ortega will 
das Regime des 
Anastasio Somo-
za stürzen, der 
sich mit Ach und 
Krach, viel Unter-
stützung der USA 
und Brutalität an 
der Macht hält. Sie 
verspricht Schluss 
mit Ausbeutung und Staatsterror, her mit Bo-
denreform, kooperativem Wirtschaften und so-
lidarischem Leben. Tausende Freiwillige reisen 
nach Nicaragua, um dort als sogenannte Briga-
dist*innen beim Aufbau zu helfen. Auch junge 
Menschen aus beiden deutschen Ländern, dar-
unter die Jugend des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB), sammeln Geld, viele leisten vor 
Ort Aufbauhilfe, bohren Brunnen, bauen Häu-
ser. Manche verlieben sich und bleiben. Andere 
kehren zurück, ein Leben lang solidarisch – teils 
auch noch, als aus dem revolutionären Anführer 
ein autoritärer Herrscher wird. Die Filmemache-
rin Petra Hoffmann, selbst in der Nicaragua-So-
lidarität aktiv, hat einen spannenden Dokumen-
tarfilm über dieses Kapitel internationaler linker 
Geschichte gedreht. Neben Betroffenen und Mit-
streiter*innen bekommt sie sogar einen ehema-
ligen CIA-Chef vor die Kamera. 

Länder des Globa-
len Südens müssen 
so viel Geld an aus-
ländische Gläubiger 
zahlen wie noch nie 
zuvor. Das zeigt der 
Schuldenreport 2024 
vom katholischen 
Hilfswerk Misereor 
und dem deutschen 

Entschuldungsbündnis erlassjahr.de. 130 von 
152 untersuchten Ländern sind demnach welt-
weit kritisch verschuldet, 24 von ihnen sogar 
sehr kritisch. „In 45 Staaten fließen mehr als 
15 Prozent der Staatseinnahmen in den Schul-
dendienst“, erklärte Kristina Rehbein, Politische 
Koordinatorin des Entschuldungsbündnisses er-
lassjahr.de. Insgesamt müsse der Globale Süden 
dieses Jahr 487 Milliarden US Dollar an Zinsen 
zahlen – mehr als eine Milliarde US-Dollar pro 
Tag. Dringend notwendige Investitionen in Bil-
dung, Gesundheit und Klimaschutz seien darum 
massiv erschwert. „Die Gewährung ausreichen-
der Schuldenstreichungen ist eine zentrale Vor-
aussetzung, um den drängendsten Herausforde-
rungen dieses Jahrzehnts zu begegnen“, heißt es 
im Report.

In Kürze
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Milliardenprofite  
aus Zwangsarbeit

Zwangsarbeit hört 
noch immer nicht 
der Vergangenheit 
an. Im Gegenteil: 
Sie bringt den Aus-
beutenden immer 
mehr illegalen Pro-
fit. Die Internatio-
nale Arbeitsorgani-
sation ILO schätzt 
auf Basis von Zah-

len aus dem Jahr 2021, dass Ausbeuter pro Jahr 
derzeit umgerechnet rund 217 Milliarden Euro 
mit erzwungener Arbeit verdienen – 37 Pro-
zent mehr als noch 2014. Zwei Drittel der Pro-
fite stammen demnach aus Zwangsprostitution. 
Die ILO definiert Zwangsarbeit als „jede Arbeit 
oder Dienstleistung, die von einer Person unter 
Androhung einer Strafe verlangt wird und für die 
sich diese Person nicht freiwillig zur Verfügung 
gestellt hat“. Mit dem Profit ist die Differenz ge-
meint zwischen dem, was den Menschen gezahlt 
wurde, und dem, was ihnen eigentlich zugestan-
den hätte. Der Anstieg liegt laut der ILO sowohl 
an der wachsenden Zahl von Betroffenen als 
auch daran, dass pro ausgebeutetem Opfer mehr 
Gewinne erzielt werden. In Europa und Zentral-
asien sind diese derzeit am höchsten.

Neuer Anlauf zu Textil-
abkommen mit KiK
Der Nationale Gewerkschaftsverband Pakistans 
(NTUF) hat ein erstes Abkommen mit einem Zu-
lieferer von KiK unterschrieben. Damit, so der 
Textilkonzern, wolle man  seiner Verantwortung 
nach dem deutschen Lieferkettengesetz gerech-
ter werden. Der Vertrag enthält Zusagen, die 
über das pakistanische Arbeitsrecht hinausge-
hen. So soll die Firma der Gewerkschaft wäh-
rend der Arbeitszeit Zugang zu den Beschäf-
tigten gestatten, und beide Seiten verpflichten 
sich, ein gemeinsames Gremium zu gründen, um 
die Vereinbarung umzusetzen und Konflikte zu 
schlichten. Den Beschäftigten sollen der gesetz-
liche Mindestlohn, Kranken- und Unfallversiche-
rung, Überstunden- und Feiertagszuschläge, 24 
Tage bezahlter Urlaub und bezuschusstes Kan-
tinenessen garantiert werden. Mit diesem Ab-
kommen sei der Textildiscounter ein „Vorreiter 
im Vergleich zu anderen Auftraggebern“, sagt 
Miriam Saage-Maaß vom Europäischen Zentrum 
für Verfassungs- und Menschenrechte (ECCHR). 

Weltweite Schuldenkrise 
wächst

Gefördert von ENGAGEMENT GLOBAL mit Mitteln des

Filmtipp: Ein Traum von 
Revolution
Als die sandinistische Befreiungsfront FSLN 
Ende der 1970er Jahre in Nicaragua die Revo-
lution ausruft,  schauen Linke in aller Welt vol-
ler Hoffnung auf das zentralamerikanische Land. 

Schuldenreport: https://www.misereor.de/fileadmin/
publikationen/schuldenreport-2024.pdf

ILO-Bericht: https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/
public/---ed_norm/---ipec/documents/publication/
wcms_918034.pdf

„Der Wert bestünde auch darin, dass sich das 
Management der Zulieferfabrik auf die Koope-
ration mit einer Gewerkschaft einlassen muss.“ 
Nun müsse die Initiative allerdings auch umge-
setzt werden. Skeptischer ist Gisela Burckhardt 
von der Organisation Femnet. Sie sagt: „In Pa-
kistan wird viel unterschrieben, kaum aber et-
was umgesetzt.“ Und weist darauf hin, dass der 
pakistanische Produzent gerade unrechtmäßig 
144 Arbeiter*innen entlassen und die Vertre-
ter*innen der Gewerkschaft bei einem Treffen 
in Anwesenheit des Agenten von KiK bedroht 
habe.
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